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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 8. Juli 2026 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Fraktion der FDP hat zur o.g. Sitzung um einen schriftlichen Bericht 

zum Thema „OVG kippt Regionalplan Ruhr: Rohstoffversorgung und 

Regionalplanung in Nordrhein-Westfalen sichern, statt Sand und Kies 

weiter politisch auszubremsen“ gebeten. 

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um 

Weiterleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 8. Juli 2026 

 

„OVG kippt Regionalplan Ruhr: Rohstoffversorgung und Regionalplanung 

in Nordrhein-Westfalen sichern, statt Sand und Kies weiter politisch 

auszubremsen“ 

(Berichtsbitte der Fraktion der FDP vom 22. Juni 2026) 

 

 

Der Regionalplan Ruhr ist in einem mehrjährigen Verfahren vom 

Regionalverband Ruhr (RVR) erarbeitet worden und ist unter anderem 

die Grundlage für Wohnungsbau und Gewerbeansiedlung im Ruhrgebiet. 

Er schafft damit die planerische Grundlage für Wohnen, Arbeitsplätze und 

Investitionen in einem der größten Ballungsräume Europas.  

Der Regionalplan Ruhr hat erstmalig den Planungsraum des RVR in 

einem Regionalplan zusammengefasst. Damit wurden mehrere zuvor 

getrennte Teilpläne erstmals zu einer zusammenhängenden Planung für 

das gesamte Verbandsgebiet verbunden und sämtliche Belange in einem 

Plan zusammengeführt — einschließlich der Rohstoffsicherung, wie es 

der Landesentwicklungsplan vorgibt. Die Entscheidung des RVR, einen 

Gesamtplan vorzulegen, wurde seitens der Landesplanung unterstützt. 

Die Alternative wäre gewesen, die planerische Auseinandersetzung mit 

einem der sensibelsten Planungsinhalte — der Rohstoffsicherung — auf 

einen späteren, ungeklärten Zeitpunkt zu vertagen. Dies hätte auch nicht 

dem Planungsauftrag des Landesentwicklungsplans entsprochen. Der 

RVR hatte sich zudem mit einem Begleitbeschluss verpflichtet, die 

Rohstoffproblematik zu einem späteren Zeitpunkt wieder aufzugreifen.  

 

Wichtig war aber dem RVR, eine Konzeption vorzulegen, die sich auf den 

gesamten Planungsraum bezieht und nicht rudimentär bleibt. Diese 

Integrationsleistung ist anspruchsvoll, weil sie zahlreiche, teils 

gegenläufige Nutzungsinteressen in einen tragfähigen Ausgleich bringen 
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muss. Seit der Übertragung der Regionalplanungszuständigkeit auf den 

RVR im Jahr 2009 wurde der Plan in einem sorgfältigen, breit angelegten 

Verfahren mit umfassender Beteiligung von Kommunen, Trägern 

öffentlicher Belange und Öffentlichkeit erarbeitet. Auch das 

Oberverwaltungsgericht hat in seiner mündlichen Begründung 

ausdrücklich die außerordentliche Komplexität des Planverfahrens 

anerkannt. 

 

Das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie wird 

den RVR bei den weiteren Schritten eng und bestmöglich unterstützen. 

Der Regionalplan Ruhr bleibt gemeinsam mit der kommunalen 

Bauleitplanung der Städte und Gemeinden zunächst die planerische 

Grundlage konkreter Genehmigungsentscheidungen. Nach Erhalt der 

schriftlichen Urteilsbegründung wird der RVR über die Einlegung einer 

Nichtzulassungsbeschwerde entscheiden müssen. In Folge könnte sich 

ein Revisionsverfahren beim Bundesverwaltungsgericht anschließen. 

Sollte das Urteil des Oberverwaltungsgerichts letztlich rechtskräftig 

werden, können die vom Gericht gerügten Punkte aufgegriffen und der 

Regionalplan Ruhr über ein ergänzendes Planverfahren gezielt korrigiert 

werden. Parallel können verschiedene Planungsinstrumente zum Einsatz 

kommen, um Bauprojekte in der Region weiterhin zu ermöglichen. 

 

Die Landesregierung verfolgt weiterhin das Ziel, den Verbrauch von 

Kiesen und Sanden transparent zu machen, und auf den notwendigen 

und wissenschaftlich belegten Bedarf zurückzuführen. Dazu wird sie ihre 

Aktivitäten fortsetzen, das Baustoffrecycling als Teil der 

Kreislaufwirtschaft mit unterschiedlichen Instrumenten – wie der 

laufenden 3. Änderung des Landesentwicklungsplans – voranzutreiben.  
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